
Abschrift

Sozialgericht Neuruppin

Az.: S 6 AS 936/16

Im Namen des Volkes 
Urteil

ln dem Rechtsstreit

1.

 

zu 3 und 4:
gesetzlich vertreten durch di

- Kläger -
zu 1 bis 4 Prozessbevollmächtigte/r:
Rechtsanwalt Kay Füßlein,
Scharnweberstraße 20,10247 Berlin,

gegen

Landkreis Oberhavel, 

- Beklagter -

hat die 6. Kammer des Sozialgerichts Neuruppin ohne mündliche Verhandlung am 9. 
Dezember 2019 durch die  

für Recht er-
kannt:
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1. Der Beklagte wird unter teilweis 
gungsbescheides vom 5. Dezemb 
Leistungen zur Sicherung des 
Unterkunft und Heizung für den 
August 2016 jeweils in Höhe von

5r Aufhebung seines endgültigen Bewilli- 
er 2016 verpflichtet, den Klägern weitere 
bensunterhalts in Form von Kosten der 

Zeitraum vom 1. April 2016 bis zujm 31. 
monatlich 83,53 Euro zu gewähren.

L3

Im Übrigen wird die Klage abgewilesen.

2. Der Beklagte hat den Klägern ZA iprer notwendigen außergerichtlichen Kosj- 
ten zu erstatten.

Tatbestand:

Klagegegenstand ist die Gewährung höhen 

cherung für Arbeitsuchende nach dem So?i 

den Zeitraum vom 1. April 2016 bis zum 30 

der Unterkunft und Heizung (KdUH) in Strei

zuDer geborene erwerbsfähige Kläger 

2) sind miteinander verheiratet und lebter 

ihren Kindern, den  geboren 

darfsgemeinschaft.

Zum , als sich die Kläger noch

befanden, schlossen sie einen Mietvertrag über die von ihnen im streitgegenständli-

cke/Nordbahn. Für die ca. gro 

Mettokaltmiete in Höhe von 772 Euro,

chen Zeitraum bewohnte Wohnung in Glieni 

Dreizimmerwohnung war ursprünglich eine 

eine Nebenkostenvorauszahlung in Höhe vön 140 Euro sowie eine Heizkostenvör- 

auszahlung in Höhe von 95 Euro zu entrichten. Aufgrund der Betriebskostenabr Deh-

nung für das Jahr 2014 hatten die Kläger afcj dem Monat Februar 2016 eine Voraus-

zahlung für die Betriebskosten in Höhe von 

lung in Höhe von 90,58 Euro zu entrichten.

Griller Leistungen im Rahmen der 

ialgesetzbuch Zweites Buch (SGB 

September 2016, wobei allein die K 

stehen.

ndsi- 

II) für 

osten

1) und die  geborene Klägerin zu 

im streitgegenständlichen Zeitraum mit 

en Klägern zu 3) und zu 4) in einbr Be-

nicht im Leistungsbezug des Beklagten

182 Euro und eine Heizkostenvorauszah- 

Der Kläger zu 1) ging im streitgegen

ständlichen Zeitraum einer selbständigen Ei werbstätigkeit nach, zudem bezog € ij aus 

einer unselbständigen Tätigkeit im Monat Juli 2016 ein Nettoeinkommen in Höhe von 

804,35 Euro (brutto 1.038,71 Euro) und im August 2016 1.770,02 Euro (brutto 2[$00 

Euro). Für die Kläger zu 3) und zu 4) wurde Kindergeld bezogen.

Je
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Zum 1. Januar 2015 trat die „Handlungsrichtlinie zur Übernahme von Bedarfen für 

Unterkunft und Heizung im Rahmen der Umsetzung des SGB II und des SGB XII“ 

vom 2. Dezember 2014 (i.F.: KdU-Richtlinie) des Beklagten in Kraft. Nach dieser ist 

für den von den Klägern bewohnten Vergleichsraum für einen Vierpersonenhaushalt 

eine Bruttokaltmiete in Höhe von 558 Euro als angemessen anzusehen. Der Ermitt-

lung dieses Wertes lag eine als angemessen erachte Nettokaltmiete in Höhe von 

4,94 €/m2 und ein Richtwert für die Betriebskosten in Höhe von 1,26 €/m2 zu Grunde.

Am 30. April 2015 beantragten die Kläger erstmals die Gewährung von Leistungen 

zur Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II beim Beklagten. In seiner 

daraufhin erfolgten (wegen der selbstständigen Erwerbstätigkeit) vorläufigen Leis-

tungsgewährung vom 26. Mai 2015 für den Zeitraum vom 1. April 2015 bis zum 30. 

September 2015 wies der Beklagte die Kläger darauf hin, dass ihre Kosten der Un-

terkunft den Rahmen des Angemessenen übersteigen würden. Für den regionalen 

Wohnungsmarkt der Kläger seien für einen Vierpersonenhaushalt eine Bruttokaltmie-

te in Höhe von 558 Euro sowie Heizkosten in Höhe von 114,27 Euro angemessen. Er 

wies darauf hin, dass die unangemessenen KdUH etwa durch einen Wohnungs-

wechsel, durch Vermietung, durch Senkung der verbrauchsabhängigen Betriebs- und 

oder Heizkosten oder auf andere Weise gesenkt werden könnten. Die Übernahme 

unangemessener KdUH könne in der Regel längstens für sechs Monate ab dem Zu-

gang dieser Kostensenkungsaufforderung erfolgen. Spätestens nach Ablauf dieses 

Zeitraums werde die Übernahme der Kosten lediglich in angemessener Höhe erfol-

gen. Der Beklagte berücksichtigte bei der Leistungsgewährung KdUH zunächst noch 

in tatsächlicher Höhe. Im nachfolgenden Bewilligungszeitraum gewährte der Beklagte 

die Leistungen ab Dezember 2015 unter Berücksichtigung von einer Bruttokaltmiete 

in Höhe von 558 Euro und der tatsächlichen Heizkosten.

Für den streitgegenständlichen Zeitraum beantragten die Kläger am 25. Februar 

2016 die Fortgewährung der Leistungen nach dem SGB II. Mit Bescheid vom 9. März 

2016 gewährte der Beklagte ihnen vorläufig Leistungen für den Zeitraum vom 1. April 

2015 bis zum 30. September 2016. In diesem Bescheid informierte der Beklagte die 

Kläger erneut über die Angemessenheitsgrenzen. Er berücksichtigte die KdUH nur in 

der von ihm für angemessen gehaltenen Höhe von 648,58 Euro (558 Euro Brutto-
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kaltmiete und 90,58 Euro Heizkosten). Den 

scheid gerichteten Widerspruch, mit dem di 

KdUH wandten, wies der Beklagte mit Besc

Die Kläger haben bereits am 13. Mai 2016 

die vorliegende Klage erhoben und höhere

gegen den Bescheid vom 9. März 

<dUH begehrt.

clUf

Während des Klageverfahrens reichte der 

ben zum Einkommen aus der selbstständig 

nähme einer unselbständigen Erwerbstätigk 

dass er davon ausgehe, ab August 2016 

erbat aber für August 2016 noch ein Darlef 

den noch ausgezahlt. Der Beklagte teilte c 

tungsverzicht ab September 2016 ausgehe 

Bescheid vom 9. März 2016 ab September 

reichten anschließend Lohnnachweise ein. 

sie einer Speicherung der entsprechenden 

gen worden und daher die Daten irrelevant Seien.

IjCläger zu 1) seine abschließenden Änga- 

sn Tätigkeit ein. Er zeigte zudem die Auf- 

eit ab dem 18. Juli 2016 an und teilte mit, 

die Leistungen verzichten zu kör

en. Die Leistungen für August 2016 wur- 

em Kläger mit, dass er von einem Leis-

und die Leistungen aus dem vorläufigen 

licht mehr ausgezahlt werden. Die Kläger 

=ür den Monat September widersprachen 

Daten, weil keine Leistungen mehr bezo-

Daraufhin setzte der Beklagte mit Bescheig 

für den Zeitraum vom 1. April 2016 bis zurr 

klagte legte der dabei erfolgten Leistungsl}) 

Juni lediglich das für die Kläger zu 3) und 4 

und August berücksichtigte er zudem das 

des Klägers zu 1) in tatsächlich zugeflossen 

den Kläger zu 1) und die Klägerin zu 2) je 

Euro und für die Kläger zu 3) und zu 4) So; 

stellte er KdUH mit einem Gesamtbetrag in 

kaltmiete zzgl. 90,58 Euro Heizkosten) jew 

den Bedarf mit ein.

Die Kläger sind der Auffassung, ihnen stünd 

gemessen erachteten KdUH zu. Sie behau 

Beklagten für angemessenen erachteten P

gegen den vorläufigen Bewilligungsbe- 

3 Kläger sich gegen die Absenkung per 

heid vom 2. Mai 2016 zurück.

2016

vom 5. Dezember 2016 die Leistungen 

31. August 2016 endgültig fest. Der Be- 

erechnung als Einkommen für April bis 

bezogene Kindergeld zu Grunde. Im Juli 

Einkommen aus unselbständiger Tätigkeit 

er Höhe. Als Bedarf berücksichtigte er für 

weils die Regelleistung in Höhe voh 364 

ialgeld in Höhe von 237 Euro. Zusätzlich 

Höhe von 648,58 Euro (558 Euro Brutto- 

eils zu einem Viertel bei den Klägern in

nnen*

en höhere als die vom Beklagten a S an-f 

pten, dass Wohnraum zu den von dem 

eisen tatsächlich nicht verfügbar sei. Sid
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hätten erfolglos Wohnungsangebote eingeholt, ein Umzug sei daher subjektiv nicht 

möglich. Zudem habe der Beklagte die Angemessenheitsgrenze nicht rechtsfehlerfrei 

ermittelt. Da er im gerichtlichen Verfahren keine Rohdaten übermittelt habe, könne 

die Angemessenheit auch nachträglich nicht beurteilt werden.

Die Kläger beantragen schriftsätzlich,

den Beklagten unter Abänderung seines Bescheides vom 9. März 2016 in der 

Fassung des Widerspruchsbescheides vom 2. Mai 2016 zu verpflichten, ihnen 

die tatsächlichen Kosten der Unterkunft und Heizung in dem Zeitraum 4/2016 

bis 9/2016 anzuerkennen.

Der Beklagte beantragt schriftsätzlich,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte hält an der Kürzung der KdUH fest. Er ist der Meinung, dass den Klä-

gern bereits die angemessenen KdUH gewährt worden seien. Er habe diese ent-

sprechend der im streitgegenständlichen Zeitraum geltenden Handlungsrichtlinie be-

rücksichtigt. Der Beklagte hat zur Plausibilisierung seiner KdU-Richtlinie den Endbe-

richt der Firma F + B Forschung, Beratung für Wohnen, Immobilien und Umwelt 

GmbH zur Festlegung der Angemessenheitsgrenzen gemäß SGB II und SGB XII für 

den Landkreis Oberhavel von Februar 2013 (i. F.: Endbericht 2013) vorgelegt und 

mitgeteilt, dass Rohdaten insoweit nicht vorliegen würden.

Das Gericht hat den ihm in Parallelverfahren bekannt gewordenen Endbericht der 

Firma F + B Forschung, Beratung für Wohnen, Immobilien und Umwelt GmbH zur 

Festlegung der Angemessenheitsgrenzen gemäß SGB II und SGB XII für den Land-

kreis Oberhavel von Oktober 2014 (i. F.: Endbericht 2014) zu dem Verfahren beige-

zogen und dem Klägervertreter zur Kenntnisnahme übermittelt. Wegen der weiteren 

Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Gerichtsakten und 

der beigezogenen Verwaltungsakten des Beklagten ergänzend Bezug genommen.
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Entscheid ur igsaründe

I. Die Kammer konnte durch Urteil ohne Du 

entscheiden, weil die Beteiligten hierzu ihr 

Sozialgerichtsgesetz -  SGG -).

'chführung einer mündlichen Verhandlung 

Einverständnis erklärt haben (§ 124 Abs. 2

II. Streitgegenstand ist allein die Gewähruri 

des Beklagten vom 5. Dezember 2016 für 

September 2016.

BeDer ursprünglich angegriffene vorläufige 

der Gestalt des Widerspruchsbescheides 

endgültigen Bewilligungsbescheides vom £ 

der vorläufigen Bewilligungsentscheidung e 

raum bis zum Erlass des endgültigen Bev\ 

Beteiligten dem Gericht den Erlass des endg 

die ausdrückliche gesetzliche Verpflichtung 

der endgültige Bewilligungsbescheid ist jec 

Gegenstand des Verfahrens geworden unc 

Prüfungsgegenstand zu berücksichtigen.

Die Kläger wenden sich ausschließlich gegei 

ten April bis September 2016, dies folgt berp 

läufigen Bewilligungsbescheid vom 9. Märi 

im Klageverfahren. Der Streitgegenstand isl

Sachgerecht ist das Klagebegehren daher 

gungsbescheides dahingehend auszulegen

den Beklagten unter teilweiser Aufhe 

scheides vom 5. Dezember 2016 zu 

vom 1. April 2016 bis zum 30. Sept^ 

in Form von KdUH in Höhe der tatsä

g von KdUH durch Bewilligungsbescheid 

den Zeitraum 1. April 2016 bis zum 30.

20willigungsbescheid vom 9. März 

torn 2. Mai 2016 hat sich mit Erlas 

. Dezember 2016 erledigt. Die Reg 

rstreckte sich ausschließlich auf der» 

illigungsbescheides. Zwar hat keine 

ültigen Bescheides mitgeteilt (vgl. 

des Beklagten gern. § 96 Abs. 2 

och nach § 96 Abs. 1 SGG automla 

von Amts wegen nunmehr als allei

n die Absenkung der KdUH in den Mona- 

its aus dem Widerspruch gegen den vor- 

2016 sowie aus dem gesamten Vertrag 

damit der Sache nach begrenzt.

unter Beachtung des endgültigen Bewilli- 

dass die Kläger begehren,

bung seines endgültigen Bewilligun'gsbe- 

verurteilen, den Klägern für den Zeitraum 

mber 2016 Leistungen nach dem SGB II 

öhlichen Aufwendungen zu gewähreh

16 in 

s des 

elung 

Zeit- 

r der 

lierzu 

SGG), 

itisch 

niger

i
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III. Die so verstandene Klage ist zulässig und in dem aus dem Tenor ersichtlichen 

Umfang begründet. Der endgültige Bewilligungsbescheid des Beklagten vom 5. De-

zember 2016 erweist sich teilweise als rechtswidrig. Die Kläger haben in dem Mona-

ten April bis August 2016 Anspruch auf die Gewährung weiterer Leistungen zur Si-

cherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II in Form von KdUH.

1. Die Kläger waren dem Grunde nach anspruchsberechtigt. Anspruch auf Leistun-

gen nach dem SGB II haben gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II Personen, die das 15. 

Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach § 7a SGB II noch nicht erreicht ha-

ben, erwerbsfähig und hilfebedürftig sind und ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der 

Bundesrepublik Deutschland haben. Die Kläger zu 1) und zu 2) erfüllten die genann-

te Altersgrenze und waren erwerbsfähig. Die Kläger zu 3) und zu 4) waren, da sie 

jünger als 15 Jahre waren, zwar selbst grundsätzlich nicht anspruchsberechtigt nach 

dem SGB II. Sie haben aber nach § 19 Abs. 1 Satz 2 SGB II einen Anspruch auf So- 

zialgeid, weil sie mit ihren Eltern in einer Bedarfsgemeinschaft lebten.

2. Die Kläger waren auch hilfebedürftig. Hilfebedürftig ist nach § 9 Abs. 1 SGB II wer 

seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus dem zu berücksichtigenden 

Einkommen oder Vermögen sichern kann und die erforderliche Hilfe nicht von ande-

ren, insbesondere von Angehörigen oder von Trägern anderer Sozialleistungen, er-

hält. Die Kläger konnten ihren Bedarf nicht vollständig aus Einkommen oder Vermö-

gen aufbringen. Der Beklagte hatte unter Auswertung der vom Kläger zu 1) vorgeleg-

ten Unterlagen zu seiner selbständigen Tätigkeit kein positives Einkommen ermittelt. 

Hiergegen bestehen keine durchgreifenden Bedenken. Als Einkommen stand daher 

bis einschließlich Juni 2016 nur das Kindergeld für die Kläger zu 3) und zu 4) zur 

Verfügung, das ersichtlich nicht zur Bedarfsdeckung der Familie genügte. Auch mit 

dem Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit im Juli und im August 2016 konnte der 

Bedarf nicht vollständig gedeckt werden. Insoweit verweist das Gericht auf die Be-

rechnungen des Beklagten in dem Bescheid vom 5. Dezember 2016.

3. Die Kläger haben im Zeitraum von April bis August 2016 einen Anspruch auf die 

Berücksichtigung höherer laufender KdUH als im angegriffenen Bescheid vom 5. De-

zember 2016 erfolgt.
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a. Rechtsgrundlage für die Gewährung der 

SGB II werden unter anderem die Bedarfe 

Wendungen anerkannt, soweit diese angerri«

Die tatsächlichen monatlich laufenden KdU 

im streitgegenständlichen Zeitraum 994,58 

Betriebs- und 90,58 Euro Heizkostenvorau^; 

Höhe von 982,68 Euro als angemessen: 

Klägern zu berücksichtigen.

Sie

b. Die Angemessenheitsgrenze für die Brjjttokaltmiete der Kläger liegt bei 092,10 

Euro.

Die seit dem 1. Januar 2015 geltende Hanql 

fen für Unterkunft und Heizung im Rahmen 

XII vom 2. Dezember 2014 (KdU-Richtlinie; 

ten der F+B Forschung und Beratung für 

„Festlegung der Angemessenheitsgrenzen 

kreis Oberhavel (Endbericht)“ vom Oktober 

heitswerte vorsieht, genügt nicht den nach 

richts an eine solche Betrachtung zu stel 

Konzepts. Das Gericht hat daher die Werte 

Schlags von 10 % als angemessen zu Grurji 

sächlicher Höhe zu gewähren.

c. Der Begriff der Angemessenheit ist ein 

noch den verfassungsrechtlichen Bestimmt 

fassungsgericht, Beschluss vom 10. Oktob 

uneingeschränkten richterlichen Kontrolle 

2015 - B 4 AS 44/14 R -, juris). Die Angemje 

gung des allgemeinen Gleichheitssatzes 

wobei zur Konkretisierung der Angemessen 

abstrakte und auf einer zweiten Stufe eine 

ist. Unterkunftsbedarfe müssen als Teil eind

KdUH ist § 22 SGB II. Nach § 22 Abs. 1 

für KdUH in Höhe der tatsächliche^ Auf-

essen sind.

H betrugen für die Bedarfsgemein s 

Euro (722 Euro Nettokaltmiete, 182 

Zahlung). Diese Kosten erweisen 

sind kopfteilig, d. h. je zu 1/4

chaft 

Euro 

dich in 

i denbe

ungsrichtlinie zur Übernahme von Bedar- 

der Umsetzung des SGB II und des SGB 

des Beklagten, welche auf dem Gutach- 

Wohnen, Immobilien und Umwelt GmbH 

gemäß SGB II und SGB XII für den Land- 

2014 beruht und geringere Angemdssen- 

der Rechtsprechung des Bundessozialge- 

enden Anforderungen eines schlüssigen 

der Wohngeldtabelle zuzüglich eines Zu- 

de gelegt. Zudem sind Heizkosten Sn tat-

rd

unbestimmter Rechtsbegriff, der jedoch 

heitsanforderungen genügt (Bunde 

er 2017 - 1 BvR 617/14 juris) u 

unterliegt (vgl. BSG, Urteil vom 16 

ssenheitsprüfung hat unter Berück5 

nach einheitlichen Kriterien zu erfo 

heitsgrenze auf einer ersten Stufe 

konkret-individuelle Prüfung vorzunql 

s menschenwürdigen Existenzminimums

sver- 

der 

Juni 

ichtir 

Igen, 

eine 

hrnen
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in einem transparenten und sachgerechten Verfahren, also realitätsgerecht, berech-

net werden (BSG, Urteil vom 18. November 2014 -  B 4 AS 9/14 R - ,  juris). Die fest-

gestellte angemessene Referenzmiete oder die Mietobergrenze muss mithin so ge-

wählt werden, dass es dem Hilfebedürftigen möglich ist, im konkreten Vergleichs-

raum eine "angemessene" Wohnung anzumieten (BSG, Urteil vom 19. Oktober 2010 

- B  14 AS 65/09 R - ,  juris).

Die Angemessenheit der Kosten der Unterkunft ist getrennt von der Angemessenheit 

der Kosten der Heizung zu ermitteln (vgl. BSG, Urteil v. 2. Juli 2009 - B 14 AS 36/08 

R -, juris). Ausgangspunkt ist dabei der Standard der von Hilfebedürftigen zu bewoh-

nenden Unterkünfte. Zur Festlegung der abstrakt angemessenen Leistungen für die 

Unterkunft sind zunächst die angemessene Wohnungsgröße und der maßgebliche 

örtliche Vergleichsraum zu ermitteln. Angemessen ist eine Wohnung nur dann, wenn 

sie nach Ausstattung, Lage und Bausubstanz einfachen und grundlegenden Bedürf-

nissen entspricht und keinen gehobenen Wohnstandard aufweist, wobei es genügt, 

dass das Produkt aus Wohnfläche und Standard (angemessener Quadratmeter-

preis), das sich in der Wohnungsmiete niederschlägt, angemessen ist (BSG, Urteil 

vom 16. Juni 2015 -  B 4 AS 44/14 R - ,  Rdnr. 13, juris).

d. Für die Feststellung der angemessenen Wohnungsgröße ist die für Wohnberech- 

tigte im sozialen Mietwohnungsbau anerkannte Wohnraumgröße, welche die Länder 

aufgrund von § 10 des Gesetzes über die soziale Wohnraumförderung (Wohnraum- 

förderungsgesetz - WoFG) festgesetzt haben, zu Grunde zu legen (vgl. BSG, Urteil 

vom 17. Dezember 2009 - B 4 AS 27/09 R -, juris). Gemäß Nr. 4.1 der brandenburgi- 

schen Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Stadtentwicklung, Wohnen und 

Verkehr zum Wohnraumförderungs- und Wohnungsbindungsgesetz 

(WWoFGWoBindG) vom 15. Oktober 2002 ist für einen Vierpersonenhaushalt eine 

Wohnungsgröße von bis zu 90 m2 Wohnfläche angemessen.

e. Hinsichtlich des räumlichen Vergleichsmaßstabs ist auf die örtlichen Wohnungs-

märkte abzustellen. Bei solchen handelt es sich um ausreichend große Räume der 

Wohnbebauung, die auf Grund ihrer räumlichen Nähe, ihrer Infrastruktur und insbe-

sondere ihrer verkehrstechnischen Verbundenheit einen insgesamt betrachtet homo-
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genen Lebens- und Wohnbereich bilden (B£G, Urteil vom 10. September 2013 

AS 77/12 R - ,  juris).

B;aDer Beklagte hat den Vergleichsraum „S- 

ben der von den Klägern bewohnten Gemöi 

Hennigsdorf, Oranienburg, Hohen Neuendo 

zusammengefasst hat. Diese Vergleichsraiji 

standen.

In dem Endbericht 2014 wird auf Seite 12 

ferenzierten Analyse der Nettokaltmieten 

zepts 2011 und 2014 erfolgte eine Zusam 

Regionen. Die entscheidenden Kriterien für

-  die räumliche Nähe der Gebiete zueinand

-  ihre verkehrstechnische Anbindung und E

-  ihre Lage zu wirtschaftlich bedeutenden

-  durchschnittliche Miethöhe.

An der infrastrukturellen Lage der einzelnep 

Stellung 2011 nichts verändert. Die Analyse 

die im Jahr 2011 vorgenommene Regionaler 

Regionen beibehalten, insbesondere um ei 

troffenen Bedarfsgemeinschaften zu gewährt

Diese Argumentation vermag zwar in einzi 

Ergebnis lässt sich aber gleichwohl mit d^ 

Kriterien vereinbaren.

für

Die Argumentation im Hinblick auf eine vergleichbare Mietstruktur kann gericht 

seits nicht nachvollzogen werden. In dem Gutachten sind die Mieterhebungen 

einzelnen Gemeinden gar nicht aufgeführt, 

trotz entsprechender mehrfacher Nachfrage nicht nachgeliefert. Aus dem frü 

Gutachten (Endbericht 2013) ergibt sich vielmehr, dass für einige der Gerne i 

gerade keine ausreichenden Fallzahlen Vorlagen, um dies beurteilen zu könne

hngemeinden“ gebildet, zu denen er ne- 

nde Glienicke/Nordbahn die Gemdinderi 

rf, Birkenwerder und Mühlenbecker Land 

mbildung ist im Ergebnis nicht zu bean-

Folgendes ausgeführt: „Auf Basis d|er dif- 

)ei der Erstellung des schlüssigen Kon- 

menfassung der einzelnen Ämter in fünf 

die Zusammenfassung waren: 

sr

rreichbarkeit 

Sltandorten

Gemeinden hat sich gegenüber der Er1 

der durchschnittlichen Mieten bestätigen 

erung. Daher werden die bestehenden 

ne Sicherheit und Kontinuität für die be-

eisten.“

: l̂nen Punkten nicht zu überzeugert* das 

n vom Bundessozialgericht aufgesjellten

- B  4

icher- 

die 

agen 

heren 

inden 

i. Die
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Kammer kann nicht ausschließen, dass sich diese Problematik auch in der Datener-

hebung für die in Streit stehende Richtlinie fortgesetzt hat.

Die sechs genannten Gemeinden bilden aber auf Grund ihrer räumlichen Nähe, ihrer 

Infrastruktur und insbesondere ihrer verkehrstechnischen Verbundenheit einen ins-

gesamt betrachtet homogenen Lebens- und Wohnbereich. Alle Gemeinden -  und nur 

diese im Landkreis -  verfügen über einen S-Bahnanschluss nach Berlin. Sie grenzen 

aneinander an und sind zudem durch die S-Bahn und Regionalbahnen teilweise di-

rekt miteinanderverbunden, auch verkehren zwischen einigen der Gemeinden regel-

mäßig Buslinien. Dabei liegt Oranienburg - anders als die anderen Gemeinden -  

zwar nicht direkt an der Grenze zu Berlin und außerhalb des Berliner Autobahnrings, 

dennoch ist auch wegen der direkten Anbindung an den Autobahnring über die als 

Kraftfahrstraße ausgebaute B 96, der S-Bahn- und Regionalbahnverbindung nach 

Berlin und zu den anderen Gemeinden noch von einem homogenen Lebensraum 

auszugehen. Dabei verkennt die Kammer nicht, dass die Gemeinde Oranienburg 

über große ländliche Gebiete verfügt, so dass zwar die Stadt an sich an die S-Bahn 

angebunden ist, weite Teile des Gemeindegebiets aber nicht. Dies hindert aber nicht 

die Annahme eines homogenen Lebensraumes, denn anderenfalls müsste die Ge-

meinde selbst in verschieden Lebensräume untergliedert werden, was sich aber -  da 

diese noch ausreichend groß sein sollen -  bei der im Jahr 2011 ca. 41.500 Einwoh-

ner umfassenden Gemeinde (https://de.wikipedia.org/wiki/Oranienburg) verbietet.

f. Der angemessene Quadratmeterpreis ist vom Leistungsträger auf Grundlage eines 

schlüssigen Konzepts zu ermitteln (st. Rspr. BSG, vgl. Urteile vom 18. Juni 2008 - B 

14/7b AS 44/06 R -, sowie vom 16. Juni 2015 -  B 4 AS 44/14 R - ,  Rdnr. 20 mwN, 

juris). Ein solches Konzept erfordert nach der Rechtsprechung des Bundessozialge-

richts, der die Kammer folgt, ein planmäßiges Vorgehen des Grundsicherungsträgers 

im Sinne der systematischen Ermittlung und Bewertung genereller, wenngleich orts- 

und zeitbedingter Tatsachen für sämtliche Anwendungsfälle im maßgeblichen Ver-

gleichsraum und nicht nur ein punktuelles Vorgehen von Fall zu Fall. Schlüssig ist 

das Konzept, wenn es mindestens die folgenden Voraussetzungen erfüllt:

-  die Datenerhebung darf ausschließlich in dem genau eingegrenzten und muss 

über den gesamten Vergleichsraum erfolgen

-  es bedarf einer nachvollziehbaren Definition des Gegenstandes der Beobach-

https://de.wikipedia.org/wiki/Oranienburg
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AS 30/08 R -, juris). Allerdings dürfen bei der Festlegung der Angemessenheitsgren-

ze nicht nur Bestandsmieten berücksichtigt, sondern müssen auch Angebotsmieten 

einbezogen werden. Denn nur so ist gewährleistet, dass ein aktuelles Abbild des 

Wohnungsmarktes ermittelt werden kann. Anderes gilt nur bei einem Rückgriff auf 

Mietspiegeldaten, weil hier von vornherein nur solche Mieten berücksichtigt werden, 

die in den letzten vier Jahren vor dem Stichtag der Datenerhebung geändert oder 

neu vereinbart worden sind (vgl. BSG, Urteil vom 16. Juni 2015 - B 4 AS 44/14 R -, 

juris). Ob die Leistungsträger bei der Erstellung des schlüssigen Konzepts auf Woh-

nungen aus dem Gesamtwohnungsbestand (einfacher, mittlerer, gehobener Stan-

dard) zurückgreifen oder ob sie lediglich auf Wohnungen des einfachen Standards 

abstellen, bleibt ihnen überlassen. Werden bei der Datenerhebung aber nur Woh-

nungen einfachen Standards erfasst, ist als Angemessenheitsgrenze die obere 

Preisgrenze dieses Segments zu wählen (vgl. BSG, Urteil vom 16. Juni 2015, a. a. 

O.). Jedenfalls aber hat der Leistungsträger zu ermitteln, welchen Standard die erho-

benen Wohnungen aufweisen. Denn alle Faktoren, die das Produkt Mietpreis be-

stimmen, müssen in die Auswertung einfließen, weil nur auf diese Weise die Begren-

zung der tatsächlichen Unterkunftskosten auf ein „angemessenes Maß“ hinreichend 

nachvollziehbar ist (vgl. Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 3. 

April 2014 - L 7 AS 786/11 -, juris).

Der vom Beklagten herangezogene Angemessenheitswert für die Bruttokaltmiete in 

Höhe von 558 Euro (siehe dazu aa.) wird diesen Vorgaben nicht gerecht. Denn die 

Ermittlung der Angemessenheitsgrenze für die Bruttokaltmiete entspricht nicht den 

Vorgaben des Bundessozialgerichts, weil der Beklagte das Berechnungselement der 

Nettokaltmiete schon nicht ordnungsgemäß ermittelt hat (dazu bb. bis dd.). Als Kon-

sequenz ist als Angemessenheitsgrenze auf die Werte der Wohngeldtabelle zzgl. 

Sicherheitszuschlag abzustellen (dazu ee.).

aa. In dem der KdU-Richtlinie zu Grunde liegenden Gutachten wurden die genannten 

Angemessenheitswerte wie folgt ermittelt: Das beauftragte Unternehmen hat stich-

tagsbezogen zum 1. April 2014 durch Umfrage bei Vermietern Bestandsmieten von 

Wohnungen in Mehrfamilienhäusern erhoben. Es hat 170 Vermieter angeschrieben, 

verwertbare Datenlieferungen erfolgten von knapp 25% (41) der Vermieter. Im ge-
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Aus der Tab. 3.2 (Seite 8) des zur Erstellung der Vorgängerrichtlinie erarbeiteten und 

ebenfalls zum Gegenstand des Verfahrens gemachten Gutachtens aus Februar 2013 

ergibt sich, dass damals für den hier interessierenden Vergleichsraum zwar insge-

samt Daten über 14.067 Wohnungen und damit ca. 48% des Bestandes gemeldet 

wurden. Diese Erhebung war jedoch nicht gleichmäßig erfolgt. In Hennigsdorf wur-

den Daten von ca. 73%, in Oranienburg von 52,9%, in Birkenwerder von 20,6%, in 

Hohen Neuendorf von 4,2%, in Glienicke/Nordbahn von 0,5% und in Mühlenbecker 

Land von nur 0,1% des vorhandenen Wohnungsbestandes erhoben. Das Gericht 

kann nicht ausschließen, dass diese Problematik sich bei der vorliegenden Datener-

hebung wiederholt hat. Grund für diese Ungleichmäßigkeit dürfte die Vermieterstruk-

tur sein. Es ist gerichtsbekannt, dass in den Städten Oranienburg und Hennigsdorf 

große Wohnungsunternehmen ansässig sind, auf deren Meldungen die zu Grunde 

gelegten Daten im Wesentlichen zurückgehen dürften. Die Vermieterstruktur dürfte 

aber im Wesentlichen unverändert geblieben sein.

Sollte -  was die Kammer auf Grund der ihr bekannten Datenerhebung aus 2013 

nicht ausschließen kann, vielmehr für wahrscheinlich hält und was der Beklagte nicht 

widerlegt hat -  sich diese Problematik fortgesetzt haben, hätten Mietwerte der Ge-

meinden Birkenwerder, Mühlenbecker Land, Glienicke/Nordbahn und Hohen Neuen-

dorf, die mit 7.942 Wohnungen etwa 27% des Wohnungsbestandes des Vergleichs-

raumes „S-Bahngemeinden“ ausmachen, praktisch bei der Ermittlung der Angemes-

senheitsgrenze kaum Berücksichtigung gefunden. Dies stellt einen methodischen 

Mangel dar.

cc. Jedenfalls gewährleistet das Konzept des Beklagten nicht, dass die erhobenen 

Daten ein hinreichend aktuelles Abbild des Wohnungsmarktes wiedergeben.

Wie die Kammer bereits ausgeführt hat, müssen die erhobenen Daten gewährleisten, 

dass Leistungsberechtigten in ausreichender Anzahl Wohnungen zu dem ermittelten 

Angemessenheitspreis zur Verfügung stehen. Deshalb müssen bei den erhobenen 

Daten entweder Angebotsmieten in ausreichender Anzahl mit einbezogen werden 

oder es muss sichergestellt sein, dass die Bestandsmieten - wie bei qualifizierten 

Mietspiegeln - in den letzten Jahren vor dem Stichtag der Datenerhebung geändert 

oder neu vereinbart worden sind, denn gerade bei älteren Mietverhältnissen besteht
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Nach den Ausführungen im Endbericht 2014 sollen zur Plausibilisierung der festge-

legten Angemessenheitswerte Daten zu den Neuvermietungen und zu den Mietan-

geboten erhoben worden sein. Das Gutachten legt diese Daten weder betragsmäßig 

noch auf die einzelnen Gemeinden aufgegliedert offen, führt aber aus, dass für den 

für die Kläger maßgeblichen Vergleichsraum 58% der im Mai 2013 bis April 2014 

abgeschlossenen Mietverträge innerhalb der Angemessenheitsgrenze (Bruttokaltmie-

te) lagen. Von den Vermietungsangeboten hätten 16% innerhalb der Grenzen gele-

gen. Das Gutachten geht weiter davon aus, dass ca. 29,7% der Bevölkerung des 

Landkreises auf angemessenen Wohnraum angewiesen seien. Das Gericht folgert 

daraus, dass angemessener Wohnraum tatsächlich nicht in ausreichendem Maße 

zur Verfügung steht. Die Neuvermietungsdaten können einer solchen Betrachtung 

nicht allein zu Grunde gelegt werden. Bei diesen Daten dürfte zu vermuten sein, dass 

sie auf Grund der Struktur und des Rückmeldeverhaltens der Vermieter nicht den 

gesamten Vergleichsraum abbilden (hierzu siehe bereits oben). Die Erhebung der 

Angebotsmieten, die nicht auf den Rückmeldungen der Vermieter beruhen, dürfte 

daher die tatsächlich -  auch von den Vermietern, die sich nicht an der Erhebung be-

teiligt haben - angebotenen Wohnungen wiederspiegeln. Da nur etwa 16% der Woh-

nungsangebote im Rahmen der Angemessenheitsgrenzen lagen, dürfte damit etwa 

nur die Hälfte des Bedarfs an günstigem Wohnraum befriedigt werden können.

ee. Die Kammer legt als Angemessenheitsgrenze die in § 12 Abs. 1 des Wohngeld-

gesetzes in der seit dem 1. Januar 2016 geltenden Fassung (WoGG) festgelegten 

Höchstbeträge zzgl. Sicherheitszuschlag zu Grunde. Maßgeblich sind die Werte für 

die Mietstufe V. Die Mietstufe ist in der Anlage zu § 1 Abs. 3 der Wohngeld Verord-

nung ausgewiesen. Unter Berücksichtigung eines als angemessenen erachteten Si-

cherheitszuschlags in Höhe von 10 % ergibt sich für den Wohnort der Kläger, bei ei-

nem Vierpersonenhaushalt eine Angemessenheitsgrenze in Höhe von 892,10 Euro 

(110% von 811 Euro).

Zwar ist ein Rückgriff auf diese Werte erst dann gerechtfertigt, wenn Feststellungen 

zu den abstrakt angemessenen Kosten der Unterkunft im Sinne des § 22 Abs. 1 Satz 

1 SGB II nicht mehr möglich sind (BSG, Urteil vom 10. September 2013 -  B 4 AS 

4/13 R - ,  juris), mithin ein Erkenntnisausfall vorliegt. Das ist hier aber der Fall.
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Das Gericht hat auch keine Bedenken, dass zu diesem Mietpreis, der einer Netto-

kaltmiete von etwa 8,66 €/m2 (891,10 Euro : 90m2 -1,24 €/m2) entspricht, im streitge-

genständlichen Zeitraum angemessener Wohnraum verfügbar war. Die Kläger haben 

in Kenntnis der Rechtsprechung der Kammer hierzu auch keine Tatsachen vorgetra-

gen, die an einer Verfügbarkeit Zweifel aufkommen lassen könnten.

f. Die Aufwendungen für den Heizbedarf der Kläger sind in tatsächlicher Höhe zu 

übernehmen. Diese Heizkosten sind als angemessen anzusehen. Dies ist zwischen 

den Beteiligten nicht streitig und gegenteilige Anhaltspunkte sind nicht ersichtlich.

g. Den Klägern war die Senkung der Bruttokaltmiete auf das angemessene Maß im 

streitgegenständlichen Zeitraum zumutbar.

Soweit die tatsächlichen Aufwendungen des Leistungsberechtigten für seine Unter-

kunft die angemessene Referenzmiete überschreiten, sind diese solange zu berück-

sichtigen, wie es ihm konkret nicht möglich oder nicht zumutbar ist, durch Anmietung 

einer als angemessen eingestuften Wohnung, durch Vermieten oder auf andere 

Weise die Aufwendungen zu senken, in der Regel jedoch längstens für sechs Mona-

te. Die Kläger wurden bereits mit dem Bewilligungsbescheid vom 26. Mai 2015 erst-

mals auf die Unangemessenheit der Unterkunftskosten hingewiesen. Daraus ergab 

sich, dass der Beklagte von einer angemessenen Bruttokaltmiete für einen Vierper-

sonenhaushalt von 558 Euro ausging. Damit hat er die Kläger über die aus seiner 

Sicht bestehende Rechtslage hinreichend informiert. Dass dieser Wert nicht der 

nunmehr zu Grunde gelegten Angemessenheitsgrenze von 892,10 Euro entsprach, 

steht der Zumutbarkeit der Kostensenkung nicht entgegen. Wie die beiden für die 

Grundsicherung für Arbeitsuchende zuständigen Senate des Bundessozialgerichts 

bereits mehrfach entschieden haben, stellt § 22 Abs 1 S 2 SGB II keine über eine 

Aufklärungs- und Warnfunktion hinausgehenden Anforderungen. Der Streit darüber, 

ob die vom Grundsicherungsträger vorgenommene Einschätzung über die Angemes-

senheit der Unterkunftskosten zutreffend ist, ist grundsätzlich bei der Frage zu klä-

ren, welche Aufwendungen im Sinne des § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II abstrakt ange-

messen sind (vgl. nur BSG, Urteil vom 11. Dezember 2012 -  B 4 AS 44/12 R - ,  

Rdnr. 22, juris).
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Die Kostensenkung war den Klägern auch 

tensenkungsaufforderung zumutbar. Als K 

der Umzug in Betracht, da bereits die Netp 

etwa eine Energieeinsparung, die sich ers

raum auswirkt, lässt sich die Einsparung bereits nach Einhaltung der Kündigungsfrist 

realisieren.

4. Für den Monat September 2016 haben

nnerhalb fast eines Jahres seit der 

pstensenkungsmaßnahme kam hier nur 

okaltmiete 772 Euro betrug. Anders als 

nach dem laufenden Abrechnung

Kos-

die Kläger keine weitergehenden

tungsansprüche. Der Klage bleibt insoweit der Erfolg versagt

Die Kläger haben -  unabhängig davon, ob 

des Einkommen erzielt wurde - keine Anspi 

dem SGB II verzichtet haben (§ 46 Abs. 1 

zieht ergibt sich schon aus dem Schreiben 

von ausgehen, auf Grund der Aufnahme de|r 

ten zu können, lediglich noch zur Überbrücf« 

für den Monat August 2016 bitten. Bestätig 

klärung, wonach die Einkommensnachweii 

vant seien, weil für diesen Monat keine Leisti

5. Letztlich ergeben sich für die Kläger folgen, 

Für die Monate April bis August 2016 best

im September 2016 ein bedarfsdecken- 

rüche, weil sie auf die Leistungen nach 

Sozialgesetzbuch Erstes Buch). Deh Ver- 

vom 16. Juli 2016, wonach die Kläger dat 

Erwerbstätigkeit auf Leistungen ve rzich- 

ung um die Gewährung eines Darlehens 

wird dieser Verzicht mit der weiteren Er- 

e für den Monat September 2016 jrrele- 

ungen bezogen werden.

szeit-

Leis-

nde weitere Leistungsansprüche: 

eht ein Anspruch auf KdUH in Höh

892,10 Euro Bruttokaltmiete zuzüglich der tatsächlichen Heizkosten in Höh 

90,58 Euro. Daher sind weitere KdUH in Höhe der Differenz der angemes 

KdUH zu den bereits berücksichtigten, mithin von 334,10 Euro, zu gewähren. 

Differenz steht nach dem Kopfteilprinzip jedem Kläger zu Va zu.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 

in der Sache. Die Kammer hat dabei befi 

bezifferten Klageantrag gestellt, jedoch a 

auch für den Monat September 2016 beg$ 

und in Bezug auf einen Teil der KdUH für 

gen.

e von 

B von 

senen 

Diese

SGG und dem Ausgang des Verfahrene 

ücksichtigt, dass die Kläger zwar keinen 

ilisdrücklich auch die tatsächlichen KdUH 

hrt haben. Die Kläger sind diesbe2:i 

die Monate April bis August 2016 upterle-
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Rechtsmittelbelehrung

Diese Entscheidung kann mit der Berufung angefochten werden.

Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils beim

Landessozialgericht Berlin-Brandenburg 
Försterweg 2-6 
14482 Potsdam,

schriftlich, in elektronischer Form oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle einzulegen.

Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Frist bei dem

Sozialgericht Neuruppin 
Fehrbelliner Straße 4 a 
16816 Neuruppin,

schriftlich, in elektronischer Form oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle eingelegt wird.

Die Berufungsschrift muss innerhalb der Frist bei einem der vorgenannten Gerichte 
eingehen. Sie soll das angefochtene Urteil bezeichnen, einen bestimmten Antrag 
enthalten und die zur Begründung der Berufung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel angeben.

Auf Antrag kann vom Sozialgericht durch Beschluss die Revision zum Bundessozial-
gericht zugelassen werden, wenn der Gegner schriftlich zustimmt. Der Antrag auf 
Zulassung der Revision ist innerhalb eines Monats, nach Zustellung des Urteils bei 
dem Sozialgericht Neuruppin schriftlich oder in elektronischer Form zu stellen. Die 
Zustimmung des Gegners ist dem Antrag beizufügen. Lehnt das Sozialgericht den 
Antrag auf Zulassung der Revision durch Beschluss ab, so beginnt mit der Zustellung 
dieser Entscheidung der Lauf der Berufungsfrist von neuem, sofern der Antrag auf 
Zulassung der Revision in der gesetzlichen Form und Frist gestellt und die Zustim-
mungserklärung des Gegners beigefügt war.

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments 
gewahrt, das für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

- von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermitt-
lungsweg gern. § 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und 
zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-
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Verordnung - E R W ) in der jeweils gültigen 
des und der Länder (www.justiz.de) könner} 
grundlagen, Bearbeitungsvoraussetzungen 
Rechtsverkehrs abgerufen werden.

rassung. Über das Justizportal des Bun- 
weitere Informationen über die Rechts-
und das Verfahren des elektronischen

http://www.justiz.de



